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Vertraulich ! 

 

Kabinettsprotokoll Nr. 88 

vom 15. Juli 1919. 

 

Anwesend:1 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatskanzler Dr. R e n n e r, die 

Staatssekretäre S t ö c k l e r (beurlaubt) und Dr. L o e w e n f e l d -R u s s  (beurlaubt) sowie 

Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamte für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m, ferner Ministerialrat Dr. C z e c h 

(zu Punkt 6) und Sektionsrat Dr. W i l f l i n g (zu Punkt 3). 

 

Vorsitz: 

Vizekanzler F i n k. 

 

Dauer: 

21.00 – 01.00 

 

Reinschrift (18 Seiten), Konzept, stenographisches Protokoll, Entwurf der TO 

Konzept des streng vertraulichen Anhangs zum KRP (7 Seiten), dazu 

 

Inhalt: 

1. Regelung der Heimkehrergebühren. 

2. Differenzen zwischen deutschösterreichischen Vertretern in der 

Liquidierungskommission des bestandenen Kriegsministeriums. 

3. Gesetzentwurf, womit Maßnahmen zur Erleichterung des Übertrittes von 

Zivilstaatsangestellten in den dauernden Ruhestand getroffen werden (Pensions-

Begünstigungsgesetz). 

4. Dank an die Schweizer Regierung für deren Kinderhilfsaktion. 

5. Wirtschaftliche Forderungen der bei den deutschösterreichischen militärischen Stellen, 

ausschließlich der Volkswehr, eingeteilten Berufsmilitärpersonen, 

                                                 
1  Weiters war auch ein Schriftführer anwesend. 
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Vertragsangestellten, Hilfskräfte und Aushilfsdiener, sowie einiger der Volkswehr 

angegliederten, jedoch nicht auf deren Stand zählenden Formationen. 

6. Genehmigung einer Reihe von Beschlüssen des niederösterreichischen 

Landesausschusses sowie des niederösterreichischen Landesrates, betreffend die 

Einhebung von 100 % übersteigenden Umlagen, beziehungsweise Mietzinsauflagen in 

mehreren Gemeinden Niederösterreichs. 

7. Kaufvertrag des Benediktinerstiftes St. Peter in Salzburg; Verweigerung der 

staatsbehördlichen Genehmigung. 

8. Generalkommissär für den wirtschaftlichen Verkehr mit Jugoslawien; Wirkungskreis 

und finanzielle Vorsorgen. 

9. Verhandlungen über einen allfälligen Ankauf des bei der Liquidierung der 

Süddeutschen Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft sich ergebenden ukrainischen 

und polnischen Aktienkapitals durch die deutschösterreichische Regierung. 

10. Nachtragsübereinkommen zu dem am 21. Mai d. J. abgeschlossenen 

Kompensationsvertrage zwischen der polnischen und der deutschösterreichischen 

Regierung. 

11. Vollzugsanweisung über die Gebühren der Diener und Zustellboten für Zustellungen 

und andere Amtshandlungen in Strafsachen. 

12. Behandlung der Staatsangestellten, welche zu Bürgermeistern einer Gemeinde gewählt 

worden sind. 

 

Beilagen: 

Beilage A zu Punkt 1 betr. Umgestaltung des Kredit-Institutes für Verkehrs-Unternehmungen 

und öffentliche Arbeiten (7 Seiten) 

Beilage C zu Punkt 1 betr. die künftigen Personalverhältnisse beim Kreditinstitut für 

öffentliche Arbeiten (6 Seiten) 

Beilage B zu Punkt 2 betr. Referats über das Regierungskommuniques hinsichtlich der 

Alpinen-Hausse (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Information über die vertrauliche Aufgabe der Firma Kola für das 

StA. d. Finanzen im Mai und Juni 1919 (8 Seiten) 

8. Personalsitzung, Protokoll fehlt, Konzept, Beilagen der Staatsämter (fol. 183) 

Beilage zu Punkt 1 betr. Protokoll über die Besprechung vom 14. Juli zur Regelung der 

Heimkehrergebühren und ihrer Forderungen auf Abfertigung (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Vortrag des StSekr. f. Heereswesen Zl. 16.875/19 über die wirtsch. 
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Forderungen der bei dö. milit. Stellen (ausgenommen Volkswehr) eingeteilten 

Berufsmilitärpersonen, Vertragsbediensteten und Hilfskräften (12 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Memorandum und Dienstvertrag der Angestellten und Arbeiter des 

StAS. F. Heerwesen (5 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Memorandum der liquidierenden mil. Organe (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5 betr. einmalige Aushilfe (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Übersichtstabelle für den Vortrag des StA. d. Inneren Zl. 25.322 über 

eine Reihe von Beschlüssen des nö. Landesausschusses bzw. Landesrates hinsichtlich der 

Einhebung von 100 % übersteigende Umlagen bzw. Mietzinsauflagen in Gemeinden (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Verkauf mehrerer Parzellen des Klosters St. Peter in Salzburg (1 

Seite, zweifach) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Verhandlungen über einen allfälligen Ankauf des bei der 

Liquidierung der Süddeutschen DDSG sich ergebenden ukrainischen und polnischen 

Aktienkapitals durch die dö. Regierung (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Vortrag zu dem Nachtragsübereinkommen zu dem am 21. Mai d.J. 

abgeschlossenen Kompensationsvertrag zwischen der poln. und der dö. Regierung (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Vollzugsanweisung des StA f. Justiz im Einvernehmen mit dem StA 

d. Finanzen über die Gebühren der Diener und Zustellboten für Zustellungen und andere 

Amtshandlungen in Strafsachen (1 Seite, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Vortrag des StA f. Verkehrswesen Zl. 1.634 über die Behandlung 

der Staatsangestellten, welche als Bürgermeister einer Gemeinde gewählt wurden (2 Seiten) 

 

1. 

Regelung der Heimkehrergebühren. 

Der Vorsitzende teilt mit, dass am gestrigen Tage unter seinem Vorsitze eine Beratung 

über die Frage der Regelung der Heimkehrergebühren stattgefunden habe, an welcher 

Vertreter der Staatskommission für Kriegsgefangenen- und Zivilinterniertenfürsorge sowie 

Vertreter der beteiligten Staatsämter teilgenommen hätten. Nach einer eingehenden 

Besprechung der Sachlage wäre der nachstehende, vom Vertreter des Staatsamtes für 

Heerwesen gestellte Antrag zum Beschlusse erhoben worden; 

„Alle Heimkehrer erhalten vom Tage der Überschreitung der Grenze bis zum Tage der 

Entlassung aus dem Heimkehrerlager eine tägliche Zulage von 1 K. Als Vorschuss, 

beziehungsweise Schenkung der vom Staate bewilligten Abfertigung von 200 K erhält jeder 

Heimkehrer am Tage der Entlassung 50 K. Die restlichen 150 K mit der eventuell 
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gebührenden Bekleidungsgebühr erhält der Heimkehrer erst nach Beibringung des 

Nachweises der Mittellosigkeit. Auf diese Art werden die bemittelten Heimkehrer aus dieser 

Aktion ausgeschieden und die Interessen der Finanzen des Staates möglichst berücksichtigt.“ 

Der Vorsitzende bringt dies dem Kabinettsrate zur Kenntnis, verweist darauf, dass diese 

Regelung lediglich eine vorläufige Lösung des Problems bedeuten solle und erbittet sich die 

Zustimmung des Kabinettsrates zu diesem Vorschlage. 

Nach einer kurzen Debatte, an der sich Unterstaatssekretär Dr. T a n d l e r sowie die 

Staatssekretäre H a n u s c h und E l d e r s c h beteiligten, wobei letzterer in diesem 

Zusammenhange auf den Einspruch der Gemeinde Wien gegen die Bestimmung dieser Stadt 

zum Knotenpunkte der Heimkehrertransporte hingewiesen hatte, nimmt der Kabinettsrat die 

Ausführungen das Vorsitzenden genehmigend zur Kenntnis.2 

 
α 1.) F i n k: Gestern Beratung von Mitgliedern der Kommission für die Heimkehrer. Anfänglich jenen 

Heimkehrern, die als Flüchtlinge gekommen sind, einen Betrag gegeben, später jedem Heimkehrer 200 K 

gegeben. Gesetzliche Grundlage dafür vorhanden. Später nur einige Heller. Aufrechnung seiner Gebühr jedem 

50 K. Zum Schluss geeinigt auf Antrag eines Herrn Maltschek/Maltachek (Intendant).  

Halte für zweckmäßig, vorläufig dem Antrag dieserzeit zuzustimmen. Jedem 50 K und die Gebühr und sagt, 

dass das für die allgemeine Aufrechnung .... [Auslassung im Stenogramm] Weiters können sie 150 K 

bekommen, wenn sie die Mittellosigkeit nachweisen. Das soll nur das sein, was zunächst geschieht.  

T a n d l e r: Es ist die Rede, dass man den Heimkehrern in den Lagern täglich 9 K gibt.  

H a n u s c h: Es handelt sich darum, dass die Leute 50 K auf die Hand bekommen und wenn sie nachhause 

gehen und den Nachweis erbringen, dass sie nichts haben, noch 150 K bekommen sollen.  

E l d e r s c h: Die Gemeinde Wien verwahrt sich mit vollem Recht dagegen, dass die Heimkehrer nach 

Wien kommen und dann von Wien aus zerstreut werden. 

F i n k: Diese Beschwerde der Gemeinde Wien ist auch an die Staatskanzlei gekommen.  

Zur Kenntnis genommen. α 

 

2.3 

Differenzen zwischen deutschösterreichischen Vertretern in der Liquidierungskommission des 

bestandenen Kriegsministeriums. 

Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r macht davon Mitteilung, dass sich in der jüngsten Zeit 

Innerhalb der Liquidierungskommission des früheren Kriegsministeriums zwischen den 

deutschösterreichischen Vertretern Differenzen ergeben haben, die nach der ihm 
                                                 
2  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 
3  Vor diesem Tagesordnungspunkt scheint im Stenogramm ein weiterer Tagesordnungspunkt auf, der nicht in 

die Reinschrift aufgenommen wurde und im Anschluss an das Protokoll unter „Zusatz aus dem Stenogramm, 
Punkt 2“ wiedergegeben wird. In weiterer Folge differiert die Nummerierung in Reinschrift und 
Stenogramm. 
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zugekommenen Information ihren Grund in dem Verhalten eines militärischen 

Liquidierungsorganes haben sollen. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erwidert hierauf, dass eine amtliche Untersuchung dieser 

Vorfälle bereits im Gange sei und dass er auf den ehesten Abschluss der Erhebungen Einfluss 

nehmen werde. 

Staatssekretär Dr. Schumpeter nimmt diese Mitteilung zur Kenntnis und behält sich vor, 

nach Beendigung der Untersuchung auf die Angelegenheit neuerlich zurückzukommen. 

Der Kabinettsrat vertagt sohin die Beschlussfassung im Gegenstande.4 

 
α 3.) S c h u m p e t e r: Unseren Vertretern in der Liquidierung begegnen immer größere Schwierigkeiten. 

Das gibt den Bevollmächtigten anderer Staaten einen Anlass, neue Schwierigkeiten zu machen. Die größten 

Schwierigkeiten sind mit dem liquidierenden Personal. Verhalten des Sektionschefs Hanausek. Notwendig ist die 

entsprechende Stützung dieser Vertreter durch die Staatsregierung. Ich habe gehört, dass darüber eine 

Untersuchung schwebt. Redner ist bereit, die Vertagung zuzugestehen, wenn die Untersuchung baldigst zu Ende 

geführt wird.  

F i n k: Grimm hat mir eine schriftliche Auseinandersetzung gegeben. Redner hat versprochen, sich mit 

Staatssekretär Deutsch in Verbindung zu setzen.  

D e u t s c h: Die Untersuchung ist im Gange. Hornik hat die Abziehung des Sektionschefs binnen 24 

Stunden verlangt. Bittet Schumpeter, dahin zu wirken, dass ähnliche Vorkommnisse unterbleiben.  

S c h u m p e t e r: Einverstanden, dass Untersuchung ehestens zu Ende gebracht wird.  

Für heute vertagt. α 

 

3. 

Gesetzentwurf, womit Maßnahmen zur Erleichterung des Übertrittes von 

Zivilstaatsangestellten in den dauernden Ruhestand getroffen werden (Pensions-

Begünstigungsgesetz). 

Staatssekretär Dr. B r a t u s c h kommt auf die in der Sitzung des Kabinettsrates vom 11. 

Juli l. J. abgeführten Beratungen über die Fassung des § 2, Absatz 1 des Entwurfes für ein 

Pensionsbegünstigungsgesetz zu sprechen und macht mehrfache Bedenken gegen die vom 

Kabinettsrate beschlossene Abänderung des ursprünglichen Wortlautes dieser Vorlage 

geltend; nach einer eingehenden Begründung beantragt der sprechende Staatssekretär die 

ursprüngliche Fassung unter Hinausschiebung des Termines des 31. Dezember 1920 auf den 

30. Juni 1921 wiederherzustellen, hingegen die vom Kabinettsrate gleichfalls beschlossene 

Zulassung von Ausnahmen aufzuheben.Zu dieser Frage nahmen Staatssekretär P a u l sowie 

namens des Staatsamtes für Finanzen Sektionsrat Dr. W i l f l i n g Stellung, worauf der 
                                                 
4  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 
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Kabinettsrat den Beschluss fasst, ein aus den Staatssekretären Dr. B r a t u s c h und Paul 

sowie dem Sektionsrate Dr. W i l f l i n g bestehendes Komitee mit dem Studium der 

einschlägigen Fragen zu betrauen, welches im nächsten Kabinettsrate konkrete Vorschläge zu 

erstatten haben wird.5 

 
α 4.) B r a t u s c h: Pensionsgesetz.  

Binnen 3 Monaten, Ausnahme. Wir müssen pensionieren und andere Beamte auf ihre Stelle setzen. Wir 

erreichen gerade das Gegenteil von dem, was wir erreichen wollen. Redner ist also gegen die obligatorische 

Verfügung. Vorschlag: 30.6.1921. Antrag: Wieder die alte Stilisierung aufzunehmen (30.6.) dafür aber keine 

Ausnahme (oblig.).  

P a u l: Muss sich gegen den Antrag Bratusch aussprechen. Redner hat zu viele Beamte, dazu Wünsche der 

Organisationen. Wohl aber damit einverstanden, dass keine Ausnahme gemacht wird. Ist für die 3 Monate (aber 

bis 30.12.1920).  

B r a t u s c h: Dass wir den Termin 20. oder 30.6.1921 setzen für die oblig. Pensionierung, folgt nicht, da 

das Staatsamt trotzdem schicken kann.  

W i l f l i n g: Zweifellos richtig, dass die Mehrzahl der Organisationen dafür ist, dass die ausgedienten 

Beamten in den Ruhestand versetzt werden. Ich glaube, dass sich beides vereinen lässt. Gerade wegen der 

Verhältnisse im Justizressort hat das Amt einen längeren Zeitraum in Betracht gezogen (Ende 1920). Vom 

Finanzamt aus kein Einwand gegen die Erweiterung des Zeitraumes auf 30.6.1921.  

Die „Ausnahme“: Es kommt nur darauf an, ob man in der Lage ist, ein bestimmtes Programm, das man sich 

gestellt hat, auch durchzuführen. Wenn man also den Termin hinausschiebt bis 30.6.1921, dann wird die 

Ausnahme entbehrlich sein. Glaube also, dass man die ursprüngliche Fassung wiederaufnehmen könnte mit der 

Erweiterung bis 1921. 

Vermittlungsvorschlag: Kabinettsratsbeschluss 23.XI. 

Komitee: Bratusch, Paul und Wilfling. α 

 

4. 

Dank an die Schweizer Regierung für deren Kinderhilfsaktion. 

Nach einer eingehenden Darstellung der Sachlage durch Staatssekretär H a n u s c h erteilt 

der Kabinettsrat seine Zustimmung zur Entsendung von Vertretern des Staatsamtes für soziale 

Verwaltung und des Unterrichtsamtes in die Schweiz um den Dank der 

deutschösterreichischen Regierung für die werktätige Hilfeleistung der Schweiz in der 

Kinderhilfsaktion entsprechend zum Ausdrucke zu bringen. Mit der Einleitung der 

vorbereitenden Schritte wird Staatssekretär Hanusch betraut. 

Der im Laufe der abgeführten Debatte vom Unterstaatssekretär G l ö c k e l betonten 

Notwendigkeit einer einheitlichen Organisation der erforderlichen Arbeiten für den Fall einer 

                                                 
5  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 



7 
88 – 1919-07-15 

etwaigen abermaligen Entsendung von Kindern nach der Schweiz - und zwar sowohl was die 

hierländigen, als auch die organisatorischen Arbeiten in der Schweiz betrifft, - pflichtet der 

Kabinettsrat bei.6 

 
α 5.) H a n u s c h: Von Vertreterseite mitgeteilt worden, dass es die Schweizer Regierung sehr unangenehm 

empfindet, dass die dö. Regierung noch nicht gedankt hat für die Unterbringung der Kinder. St. Gallen und 

Zürich am 3.8. eine Zusammenkunft hat in Zürich, wo man gewünscht hat, dass Gemeinde Wien bei der 

Schweizer Regierung anfragt, ob sie nicht teilnehmen könnte. Wäre doch gut, ob Unterrichtsamt und soziale 

Verwaltung nicht etwa den Dank abstatten würden. Die Herren, die hinfahren, müssten daher im Namen der 

Staatsregierung sprechen. Bittet um Auftrag.  

P a u l: Habe dem Komitee den Dank ausgedrückt und sehr liebe Antwort bekommen. Ehrendoktor der 

Wiener Universität.  

T a n d l e r: Eine Abordnung sollte doch hinausfahren, damit wir uns endlich bedanken und damit wir die 

Sache endlich einheitlich organisieren. Eine Reihe von Quertreibereien.  

Gegenaktionen.  

B a u e r: Wir haben für diese gute Hilfsaktion durch den Brief des Präsidenten den Dank dem Schweizer 

Bundesrat ausgedrückt.  

G l ö c k e l: Zentralisation sowohl in der Schweiz als auch hier ist unbedingt notwendig. Ein sehr 

hochherziger Mann hat einen hohen Betrag hergegeben, der einige Schweizer Züge hinausführt. Wir müssen 

überall die Kontrolle haben.  

P a u l: Dabei haben auch kollegiale Rücksichten mitgespielt. Eisenbahner, jetzt auch Post. Diese Leute 

dürfen nicht gekränkt werden.  

Antrag Hanusch: 2 Personen hinauszuschicken. Durch Äußeres (Durch Han.). α 

 

5. 

Wirtschaftliche Forderungen der bei den deutschösterreichischen militärischen Stellen, 

ausschließlich der Volkswehr, eingeteilten Berufsmilitärpersonen, Vertragsangestellten, 

Hilfskräfte und Aushilfsdiener, sowie einiger der Volkswehr angegliederten, jedoch nicht auf 

deren Stand zählenden Formationen. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h bringt zur Kenntnis, dass die beiden deutschösterreichischen 

militärischen Stellen ausschließlich der Volkswehr eingeteilten Berufsmilitärpersonen, 

Vertragsangestellten, sonstigen Hilfskräfte und Aushilfsdiener sowie einige der Volkswehr 

angegliederte, jedoch nicht auf deren Stand zählende Formationen dem Staatsamte für 

Heerwesen ein bis 15. Juli d. J., 12 Uhr Mittags, befristetes Memorandum überreicht hätten, 

in denen eine Reihe von Forderungen wirtschaftlicher und finanzieller Natur gestellt wurde. 

Diese Forderungen seien einerseits auf die den Gagisten und Mannschaften der Volkswehr 
                                                 
6  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 
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mit den Kabinettsratsbeschlüssen vom 13. Mai und 17. Juni d. J. gewährte Teuerungsaushilfe 

(Kostgeldzuschuss), andererseits auf die von der internationalen Liquidierungskommission 

den im Liquidierungsdienste stehenden Militärpersonen und Vertragsangestellten bewilligten 

laufenden Teuerungszulagen und einmaligen Zuwendungen zurückzuführen. Der sprechende 

Staatssekretär verweist hiebei auf die von den Staatsämtern für Heerwesen und für Finanzen 

mit dem Aktionskomitee abgeführten langwierigen Verhandlungen, die schließlich dazu 

geführt hätten, dass das Staatsamt für Heerwesen trotz aller schwerwiegenden 

staatsfinanziellen Bedenken eine Reihe von Zugeständnissen, betreffend Teuerungszulagen 

und Bekleidungspauschale, einen einmaligen Anschaffungsbeitrag, beziehungsweise eine 

einmalige Aushilfe und endlich die Gewährung von Abfertigungen für die 

Vertragsangestellten und für die Hilfskräfte in Aussicht nehmen zu müssen vermeine. 

Das Staatsamt für Heerwesen würde daher nach Zustimmung des Kabinettsrates diese 

Zugeständnisse, welche für das laufende Erfordernis an Teuerungszulagen, inklusive des 

Bekleidungspauschales eine Mehrbelastung der Staatsfinanzen von monatlich rund 1‘7 

Millionen Kronen, für den einmaligen Aufwand an einmaligen Anschaffungsbeiträgen, 

beziehungsweise Aushilfen, ein Erfordernis von ungefähr 4‘5 Millionen Kronen beinhalten, in 

Form einer Verordnung der Verwirklichung zuführen. 

Der sprechende Staatssekretär erbitte sich vom Kabinettsrate die Zustimmung zur 

Hinausgabe einer solchen Verordnung sowie die Ermächtigung des Staatsamtes für 

Heerwesen, die näheren Bestimmungen einvernehmlich mit dem Staatsamte für Finanzen 

erlassen zu dürfen. 

Sektionschef Dr. G r i m m weist auf die ungemein gefährlichen Rückwirkungen der 

beabsichtigten Zugeständnisse sowohl auf die Volkswehr, als insbesondere auf die 

Zivilstaatsbediensteten hin. Eine Berufung des Aktionskomitees auf die dem liquidierenden 

Personale gemachten Zugeständnisse halte Redner für ungerechtfertigt. Das Staatsamt für 

Finanzen müsse an den wiederholten Beschlüssen des Kabinettsrates, wonach lediglich eine 

Gleichstellung der Militärpersonen und der Zivilstaatsangestellten angestrebt werden müsse, 

festhalten und erkläre sich auch grundsätzlich bereit, alle hiezu notwendigen 

Ausgleichszulagen zuzugestehen. Zu diesem Zwecke wäre es aber notwendig, zunächst die 

zwischen den Bezügen der Militärpersonen und jenen der Zivilstaatsangestellten in allen ihren 

verzweigten Details bestehenden tatsächlichem Ungleichmäßigkeiten festzustellen, weshalb 

er den Antrag stelle, die vorliegende Angelegenheit zunächst dem zwischenstaatsamtlichen 

Komitee für Beamtenfragen zuzuweisen und dieses zu beauftragen, mit dem Aktionskomitee 

der militärischen Angestellten über die Höhe etwaiger Ausgleichszulagen in Verhandlungen 
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einzutreten. 

Die Finanzverwaltung sei übrigens weiters bereit, über die Gleichstellung mit den 

Zivilbediensteten hinaus in der Frage der Gewährung von Abfertigungen an die 

Vertragsangestellten ein gewisses Entgegenkommen zu bezeigen, um dadurch den 

seinerzeitigen Abbau dieser Hilfskräfte zu erleichtern. 

Nachdem noch die Staatssekretäre Dr. D e u t s c h, Dr. S c h u m p e t e r und Dr. B a u e r 

zu diesem Vorschlage Stellung genommen hatten, genehmigt schließlich der Kabinettsrat den 

Antrag des Vertreters des Staatsamtes für Finanzen und beschließt weiters die Hinausgabe des 

nachstehenden Kommuniques an die Presse: 

„Der Kabinettsrat hat sich mit den von den Angestellten des Staatsamtes für Heerwesen 

und der ihm unterstellten Stellen erhobenen Forderungen beschäftigt. Es wurde der Beschluss 

gefasst, die Forderungen der Angestellten der militärischen Stellen insoweit zu bewilligen, als 

durch sie die volle wirtschaftliche Gleichstellung der militärischen mit den 

Zivilstaatsbediensteten erzielt wird. 

Zur Durchführung dieses Beschlusses wird das Zwischenstaatsamtliche Beamtenkomitee, 

dem auch militärische Vertreter angehören, beauftragt, sofort die erforderlichen 

Verhandlungen zu führen.“7 

 
α D e u t s c h: Vor 8 Tagen wäre es mit dem Beamtenkomitee gegangen; heute aber ist es sehr schwer, da 

die Leute ein Ultimatum gestellt haben. Aber die nächsten Tage könnten dadurch kompliziert werden.  

S c h u m p e t e r: Mit Geldopfer soll man nicht den Ernst der Tage sanieren. Wenn es schon nicht anders 

geht, dann ein glattes Nein.  

B a u e r: Es geht absolut nicht an, dass die Regierung zu keinen Regierungsgeschäften kommt, immer nur 

Personalsachen. Doch falsche Verhandlungstaktik zwischen den Staatsämtern; das soll doch alles schon 

vorbesprochen sein.  

D e u t s c h: Wenn das Kabinett meint, dass es die Verantwortung übernehmen kann, so wäre vielleicht der 

Beschluss zu fassen: Gleiche Bezüge mit den Zivilstaatsangestellten bis auf den Punkt der Abfertigung, über 

deren Höhe noch verhandelt werden wird. Das ganze Elaborat wird dem Beamtenkomitee zugewiesen. Der 

Presse zu übergeben: Die Gleichstellung. Über die Anwendung des Prinzips wird das Beamtenkomitee mit dem 

Aktionskomitee verhandeln. α 

 

6. 

Genehmigung einer Reihe von Beschlüssen des n. ö. Landesausschusses sowie des n.ö. 

                                                 
7  Ab „Nachdem noch die Staatssekretäre Dr. D e u t s c h, Dr. S c h u m p e t e r und Dr. B a u e r“ bis zum 

Ende des Tagesordnungspunktes scheint im Stenogramm eine Wechselrede auf, die nicht in die Reinschrift 
aufgenommen wurde und im Anschluss an den Tagesordnungspunkt zwischen zwei α-Zeichen 
wiedergegeben wird. 
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Landesrates, betreffend die Einhebung von 100 % übersteigenden Umlagen, beziehungsweise 

Mietzinsauflagen in mehreren Gemeinden Niederösterreichs. 

Staatssekretär E l d e r s c h erbittet und erhält die Zustimmung des Kabinettsrates zum 

Beitritt der Staatsregierung zu einem Beschluss des niederösterreichischen Landesausschusses 

vom 31. August 1918, sowie zu Beschlüssen des niederösterreichischen Landesrates vom 3., 

10. und 22. Jänner, vom 4., 7.und 20. Februar, 11. März, 8. und 25.April und vom 6. Mai 

1919, betreffend die Einhebung von 100 % übersteigenden Umlagen, beziehungsweise 

Mietzinsauflagen in einer Reihe von Gemeinden des Landes Niederösterreich. 

 

7. 

Kaufvertrag des Benediktinerstiftes St. Peter In Salzburg; Verweigerung der 

staatsbehördlichen Genehmigung. 

Unterstaatssekretär M i k l a s erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, zu 

einem Kaufvertrag de dato Salzburg, 4. Jänner 1919, womit die Veräußerung mehrerer dem 

Benediktinerstifte St. Peter in Salzburg gehöriger Parzellen an Kunibald und Josefine 

L a m b e r g um den Kaufpreis von 200.000 K in Aussicht genommen ist, die 

staatsbehördliche Genehmigung im Sinne der Ministerialverordnung vom 20. Jänner 1860, 

R.G.Bl. Nr. 162, deshalb versagen zu dürfen, weil der vereinbarte Kaufpreis laut einer über 

Auftrag des Staatsamtes für Inneres und Unterricht vorgenommenen Schätzung der Realitäten 

hinter dem Schätzungswerte zurückbleibt. 

 

8. 

Generalkommissär für den wirtschaftlichen Verkehr mit Jugoslawien;Wirkungskreis und 

finanzielle Vorsorgen. 

Staatssekretär Dr. B a u e r verweist darauf, dass der Kabinettsrat in seiner Sitzung vom 4. 

Juli d. J. den Staatssekretär für Volksernährung zur Bestellung des Generaldirektors Johann 

K n i e p zum deutschösterreichischen Generalkommissär für den Wirtschaftsverkehr mit 

Jugoslawien ermächtigt habe, ohne gleichzeitig den Wirkungskreis dieses Funktionärs zu 

umgrenzen und eine Bestimmung darüber zu treffen, aus welchen Mitteln die diesem 

zugesicherten Bezüge zu tragen wären. Der sprechende Staatssekretär erbitte darüber eine 

nachträgliche Beschlussfassung des Kabinettsrates. 

Bei der Besprechung der ersteren Frage über den Wirkungskreis Kniep's gelangt 

übereinstimmend die Anschauung zum Ausdruck, dass der Genannte lediglich zum 

Abschlusse von Kompensationsabkommen, nicht aber zum Abschlusse von Handelsverträgen 
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ermächtigt sei, und dass bezüglich allfälliger handelspolitischer Aktionen Kniep's die deutsch-

österreichische Gesandtschaft in Belgrad in ihrem Geltungsbereiche und in ihrer Kompetenz 

keinerlei Einschränkung erfahren dürfe. 

Über die Frage, von welchem Ressort die Kniep zugestandenen Bezüge aufgebracht 

werden sollen, erklärt Staatssekretär Ing. Z e r d i k seine Bereitwilligkeit, sich diesfalls mit 

den beteiligten Stellen ins Einvernehmen zu setzen und hierüber dem Staatssekretär Dr. 

B a u e r entsprechende Mitteilungen zukommen zu lassen.8 

 
α 9.) B a u e r: Eine Reihe von Ressorts sind daran beteiligt.  

Klargestellt werden muss 1. seine Kompetenz, 2. die finanzielle Obsorge.  

ad 1) Kniep hat eine Art Vollmacht vorgelegt, sodass man den Schluss ziehen könnte, dass alle 

handelspolitischen Aktionen durch ihn zu führen seien, sodass die Gesandtschaft ganz ausgeschaltet wäre. Seine 

Aufgabe besteht aber doch nur im Abschluss von Kompensationsgeschäften. Wer zahlt aber die Kosten? 

Loewenfeld und Handel haben den Vorschlag gemacht.  

Z e r d i k: Warenverkehrsbüro wird die Verhandlungen führen. Kosten dürfte also von diesem Büro 

getragen werden. Zerdik wird sich informieren und Mitteilung an Staatsamt des Äußeren geben. α 

 

9. 

Verhandlungen über einen allfälligen Ankauf des bei der Liquidierung der Süddeutschen 

Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft sich ergebenden ukrainischen und polnischen 

Aktienkapitals durch die d. ö. Regierung. 

Nach einer eingehenden Darstellung der Sachlage ersucht Staatssekretär Ing. Z e r d i k um 

die Ermächtigung, dem Kommerzialrate Julius S i n g e r in Wien die Vollmacht erteilen zu 

dürfen, die Verhandlungen wegen Ankaufes des bei einer allfälligen Liquidierung der 

Süddeutschen Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft durch reale Aufteilung des 

Aktienpaketes zwischen den Nationalstaaten auf den westukrainischen Staat entfallenden 

Aktienkapitals für den deutschösterreichischen Staat unter Stellung eines fixen Kaufangebotes 

fortzuführen und nach bestem Ermessen zum Abschlusse zu bringen, wobei bezüglich des 

Kaufpreises von dem seinerzeitigen Übernahmskurse der Aktien auszugehen sein wird. Unter 

den gleichen Voraussetzungen wäre der Genannte zu bevollmächtigen, im gegebenen 

Zeitpunkte auch Verhandlungen wegen Ankaufes des auf den polnischen Staat entfallenden 

Aktienanteils der genannten Gesellschaft für den d. ö. Staat zu führen und zum Abschluss zu 

bringen.9 

                                                 
8  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 
9  „S c h u m p e t e r: Dem Julius Singer eine carte blanche zu geben, scheint mir gefährlich. Da unser 
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Der Kabinettsrat genehmigt grundsätzlich diesen Antrag des sprechenden Staatssekretärs, 

jedoch mit der Maßgabe, dass eine Ausfolgung des Kaufschillings vorläufig - bis zur Klärung 

der einschlägigen politischen Verhältnisse - noch nicht zu erfolgen hätte. 

 

10. 

Nachtragsübereinkommen zu dem am 21. Mai d. J. abgeschlossenen Kompensationsvertrage 

zwischen der polnischen und der d. ö. Regierung. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k teilt mit, dass am 5. Juli d. J. in Wien zwischen Vertretern der 

polnischen und der d. ö. Regierung ein Nachtragsübereinkommen zu dem am 21. Mai d. J. in 

Warschau abgeschlossenen Kompensationsvertrage zustandegekommen und am selben Tage 

von beiden Teilen ratifiziert worden sei. Die wesentlichen Punkte dieser Abänderung 

betreffen: 

An Stelle einer Barüberweisung von 10 Millionen Mark, die Polen zu leisten hätte, und 

einer polnischerseits zu tätigenden Lieferung von 4500 Waggons Kartoffel werden nunmehr 

polnischerseits weitere Erdölprodukte im Werte von 65 Millionen Kronen zugesichert, 

wodurch der deutschösterreichische Bedarf an diesen Waren auf ein halbes Jahr reichlich 

gedeckt erscheint. Auf die Kartoffeln hätte umso leichter verzichtet werden können, als 

anzunehmen war, dass diese wegen der vorgeschrittenen Jahreszeit und wegen des 

Waggonmangels nicht mehr in genussfähigem Zustande eintreffen würden.  

Weiters seien die einzelnen Ansätze der deutschösterreichischen Lieferungen an 

Chemikalien, technischen Artikeln, Leder- und Schuhen teilweise abgeändert worden, ohne 

dass dadurch eine wesentliche Änderung der Vertragsbedeutung eingetreten wäre. 

Endlich seien die bisherigen Lieferfristen um einen Monat verlängert worden. 

Das Schlussprotokoll vom 5. Juli 1919 enthalte die wichtige Bestimmung, dass 

Deutschösterreich nicht verpflichtet sei, für solche Waren, mit deren Lieferung Polen im 

Rückstände ist, die freie Durchfuhr zu gestatten. 

Seit dem Tage der Unterzeichnung des Vertrages (5. Juli l. J.) seien bereits ansehnliche 

Mengen von aus Polen zu liefernden Waren in Wien eingelangt. 

Der Kabinettsrat genehmigt dieses Nachtragsübereinkommen. 

 

11. 

                                                                                                                                                         
Schicksal in Frankreich noch ungeklärt ist, möchte ich glauben, dass wir noch nicht so weit gehen sollten.  

 B a u e r: Dass die westukrainische Republik noch nach dem Krieg existieren wird, ist auch höchst 
unwahrscheinlich. Kurs der Aktien festsetzen ja, aber zahlen jetzt noch nicht. Unter dieser Vorsicht könnte 
man es machen.  
Angenommen.“ 
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Vollzugsanweisung über die Gebühren der Diener und Zustellboten für Zustellungen und 

andere Amtshandlungen in Strafsachen. 

Staatssekretär Dr. B r a t u s c h erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates zur 

Erlassung einer Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Justiz im Einvernehmen mit dem 

Staatsamte für Finanzen über die Gebühren der Diener und Zustellboten für Zustellungen und 

andere Amtshandlungen in Strafsachen. 

 

12. 

Behandlung der Staatsangestellten, welche zu Bürgermeistern einer Gemeinde gewählt 

worden sind. 

Staatssekretär P a u l gibt bekannt, dass bei den letzten Wahlen in die Vertretungskörper 

der Gemeinden eine Anzahl von Staatseisenbahnbediensteten zu Bürgermeistern gewählt 

worden sei. Die Ausübung der Funktionen eines Bürgermeisters hindere aber die betreffenden 

Bediensteten entweder ganz oder teilweise daran, ihren eisenbahnamtlichen Obliegenheiten 

nachzukommen. Deshalb sehen sich die Staatsbahndirektionen veranlasst, im Sinne der für 

die Staatseisenbahnverwaltung geltenden Bestimmungen, wonach nur während der durch die 

Teilnahme an den Verhandlungen der Reichs- und Landes-Vertretungen hervorgerufenen 

Entfernungen vom Dienste die ständigen Bezüge fortzulaufen haben, solche Bedienstete nach 

Ablauf eines Monates auf die Hälfte dieser Gebühren zu setzen, nach weiteren zwei Monaten 

jedoch jede Gebührenzahlung einzustellen. Hiedurch würden die betreffenden Gemeinden in 

der Regel gezwungen sein, dem gewählten Funktionär einen Ersatz für seine Dienstbezüge zu 

bieten, wenn nicht durch eine Sonderverfügung der Staatseisenbahnverwaltung die 

Weiterbelassung der Dienstbezüge zugestanden werde. 

Zu einer solchen Sonderverfügung bestehe nur dort eine Veranlassung, wo die Interessen 

der Staatseisenbahnverwaltung mit jenen der Gemeinde enge verknüpft seien. In allen Fällen 

aber scheine dem sprechenden Staatssekretär das Verhalten der Regierung gegenüber den 

einzelnen Gemeinden in der gegenständlichen Angelegenheit von allgemein-politischer 

Bedeutung. Bei dem Umstande, als diese Frage zweifellos für mehrere staatliche Ressorts 

Aktualität besitze, halte der sprechende Staatssekretär ein gleichartiges Vorgehen für 

notwendig. Er stelle daher den Antrag, über diese Frage vor Schlussfassung im Kabinettsrate 

zunächst ein Gutachten des zwischenstaatsamtlichen Komitees für 

Staatsbedienstetenangelegenheiten einzuholen. 

Der Kabinettsrat pflichtet diesem Antrage bei und lädt den sprechenden Staatssekretär ein, 

das demnach Erforderliche in die Wege zu leiten. 
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Zusatz aus dem Stenogramm 88 

 
2.) E l d e r s c h: In einer der letzten Kabinettsratssitzungen10 war Rekrim.[ination], also Ausweisung der 

Habsburger. Franz Salvator und Valerie wurden von Slovakei (?) ausgewiesen. Anwalt gekommen und gesagt, 

dass sie ja eine Erklärung abgegeben haben. Bittet die Staatskanzlei festzustellen, wer Erklärung abgegeben hat.  

F i n k: Genesis. Darstellung.  

Eldersch wird der Sache nachgehen. 
 

                                                 
10  Vgl. KRP 85. 












































































































































